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Deutschland, so scheint es in der Nachlese eines unruhigen Jahres, taumelt dem
Euro entgegen - einerseits getrieben vom Vertragsbeharren des Bundeskanzlers,
andererseits geschüttelt durch die massiv vorgetragenen Einwände und Bedenken.
Auf der inzwischen bekannten Bühne der Skepsis - die teils zeitgeistkritisch, teils
national, teils ökonomisch, teils geopolitisch gegen die Währungsunion argumen-
tiert - wird seit 1996 zusätzlich ein Lehrstück an politischer Taktik gegeben. Mit
dem Landtagswahlkampf in Baden-Württemberg wurde die Büchse der Pandora
namens „Verschiebung" geöffnet und ist seither durch kein Argument oder noch so
große Beharrlichkeit wieder zu verschließen gewesen: Konvergenz und Zeitplan,
Punktlandung oder Tendenz, Interpretationsspielraum und Festlegung des Bundes-
verfassungsgerichtes - Spielmaterial für die Positionierung von Parteien und, mehr
noch, für die inneren wie äußeren Rangordnungskämpfe ihrer Protagonisten. List
und Tücke, Interviews und die öffentliche Meinung sind Waffen im Stellungsspiel
einer neu-germanischen Saga, in der die frühe Festlegung auf eine über den Wort-
laut des Vertrages hinausgehende strenge Anwendung der Konvergenzkriterien die
einzig vom Drachenblut der Unverwundbarkeit unbenetzte Stelle des Bundeskanz-
lers bezeichnet, und die Goldreserven der Bundesbank sind unschwer als der neu-
zeitliche Schatz der Nibelungen zu erkennen. Der Ausgang des Epos ist dennoch
ungewiß - anders als Siegfried weiß Helmut Kohl um den verwundbaren Punkt
seiner Politik; fraglich ist dagegen, ob das Kettenhemd des Stabilitätspaktes, das
sein treuer Palladin Theo Waigel ihm gewebt hat, dicht genug gewirkt ist.

Kaum eine der Entwicklungsentscheidungen der europäischen Integration war
für Deutschland in ihrer Umsetzung so wenig vom außen- und europapolitischen
Wollen der Bundesregierung abhängig und so sehr gebunden an die innenpoliti-
sche Schaffung bestimmter Voraussetzungen und an die dafür geltenden Mechanis-
men der Machtkonkurrenz. Das längerfristige außenpolitische Kalkül besitzt in
dieser Lage keinen prädisponierten Primat: „Die Währungsunion, so sie denn
kommt, wird entweder mächtigen Druck in Richtung auf eine politische Union
ausüben, oder sie wird, wenn sie scheitert, einen außenpolitischen Scherbenhaufen
hinterlassen."1

Vor der Folie einer solcherart dominanten Euro-Debatte nehmen sich die ande-
ren Themen des zurückliegenden Jahres beinahe wie Bei- und Rankwerk aus: die
Regierungskonferenz zur Reform des Vertrages von Maastricht, die Verhandlung
des Stabilitätspaktes, die Debatte um Subventionen, Finanzen und Politiken der
Europäischen Union wie die Entwicklung der deutsch-französischen Beziehungen.
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Der Vertrag von Amsterdam aus deutscher Sicht

Trotz klarer Grundpositionen im Blick auf die nötige Fortentwicklung des Vertra-
ges von Maastricht, die sich im wesentlichen bereits in der Koalitionsvereinbarung
von 1994 finden,2 hielt sich die deutsche Europapolitik in der Phase der Reflexi-
onsgruppe bis zur Flexibilisierungsinitiative Kohls und Chiracs im Dezember 1995
mit konkreten Vorschlägen zunächst bewußt zurück - die Bundesregierung wollte
das deutsche Gewicht nicht zu früh in eine der Waagschalen legen.3 In den Ver-
handlungen selbst warb die Bundesregierung vor allem um zwei Reformlinien:
einerseits um die Weiterentwicklung des bewährten Integrationskonzeptes durch
weitere Vergemeinschaftung (vor allem in der dritten Säule der Justiz- und Innen-
politik), durch Ausdehnung des Bereiches der Mehrheitsentscheidungen und Ver-
einfachung der Entscheidungsverfahren sowie durch eine politische und institutio-
nelle Stärkung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP); anderer-
seits um die Einführung eines neuen Integrationsansatzes im Blick auf die kom-
menden Erweiterungen, durch Aufnahme einer Flexibilitätsklausel in den Vertrag -
mit Spezialklauseln für seine drei Säulen. Einen dritten Verhandlungsstrang nahm
die deutsche Seite erst spät und mit Zurückhaltung auf: die machtsensiblen Fragen
der institutionellen Balance, der Zusammensetzung der Institutionen und der
Reform der Stimmgewichtung im Rat. In diesem Bereich, in dem ein Konflikt zwi-
schen großen und den kleineren Mitgliedstaaten, wenn auch nicht in jedem Aspekt
der Sache, so doch im politischen Klima angelegt war, suchte die Bundesregierung
das gute Verhältnis zu den kleineren Mitgliedstaaten, eine ihrer traditionellen Ein-
flußressource im Verhandlungsprozeß, zu bewahren. Deswegen erschien es für die
deutsche Politik sinnvoll, die Fragen im Konzert mit den wichtigsten „Kleinen"
anzugehen, ablesbar an der engen Abstimmung der deutschen Überlegungen mit
der niederländischen Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 1997.

Auf dem Gipfel in Amsterdam wurde erkennbar, daß in der Bundesregierung
ein akzeptabler Abschluß höher bewertet wurde als die forcierte Durchsetzung
eigener Positionen. Zwar gelang es, in der Schlußphase noch einige deutsche Son-
deranliegen umzusetzen, wie das Protokoll zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk
oder die Erklärung zur Vereinbarkeit der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute in
Deutschland mit dem Binnenmarkt, doch wurden andere wichtige Punkte zurück-
gestellt, um die beiden Kernziele, die Realisierung der Wirtschafts- und Währungs-
union und die Erweiterung nach Osten, nicht zu gefährden. So wurde auf deut-
schen Vorschlag hin das institutionelle Reformpaket auf einen Zeitpunkt im Vor-
feld der ersten Erweiterung vertagt, die Flexibilisierungsklausel für die GASP
ebenso fallengelassen wie die Festlegung eines Zeitplanes für alle drei Stufen der
Eingliederung der Westeuropäischen Union (WEU) in die EU.

Die öffentlichen Erwartungen an den Gipfel waren in Deutschland eher niedrig
gehalten worden; in den Erklärungen der Akteure überwog vorsichtige Zuversicht,
ergänzt durch Skepsis und mancherlei Frustration aus den Kulissen und bei den
Beobachtern. Für wichtige Anliegen der Bundesregierung konstatierten Beteiligte,
die Verhandlungslinien innerhalb des eigenen Landes seien zu Zeiten komplizierter
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gewesen als am europäischen Tisch, wohl am sichtbarsten in der Schwierigkeit,
das außenpolitische Anliegen der Vergemeinschaftung der Einwanderungs- und
Asylpolitik in Einklang mit den Bedenken des Innenministeriums und der Länder-
innenminister zu bringen. In ähnlicher Weise litt das deutsche Drängen auf Aus-
dehnung der Mehrheitsentscheidung unter der Zurückhaltung der Ressorts inner-
halb der Bundesregierung, sobald und soweit jeweils eigene Zuständigkeiten betrof-
fen waren.

Vor diesem Hintergrund gewinnen Erfolgsmeldungen und die fühlbare Zufrie-
denheit mit dem Vertrag von Amsterdam ihre Berechtigung. Gemessen am Erwar-
tungsstand und an einer Quantensprüngen abgeneigten Verhandlungskonstellation
wurde einiges erreicht, der Vertrag hält weitere Verbesserungen offen. Im Blick auf
die deutschen Präferenzen sind sieben Felder als Erfolg zu werten:

- die weitgehende Vergemeinschaftung der dritten Säule und die Integration des
Schengener Abkommens (wenn auch erkauft mit einer fünfjährigen Übergangs-
frist und dem Verzicht auf automatischen Übergang zu Mehrheitsentscheidun-
gen) sowie die Einführung von „Quasi-Richtlinien" für in der intergouverne-
mentalen Zusammenarbeit verbliebene Bereiche;

- die Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen im Bereich der ersten Säule, ver-
bunden mit einer Vereinfachung des Entscheidungsverfahrens und der Aufwer-
tung des Europäischen Parlamentes zur zweiten Kammer im Gesetzgebungsver-
fahren dieser Bereiche;

- die Einführung einer konstruktiven Enthaltung im Bereich der GASP, die Diffe-
renzierung in einstimmig zu beschließende „gemeinsame Strategien" und mit
Mehrheit entscheidbare Folgeaktionen sowie ihre Regelfinanzierung durch den
EU-Haushalt;

- die Einsetzung eines außenpolitischen Generalsekretärs, und nicht einer hohen
politischen Persönlichkeit, in Verbindung mit einer neuen Troika in der Außen-
vertretung und unterstützt durch eine Analyse- und Planungseinheit, und damit
dem Übergang zu einem europäischen Papier als Beratungsgrundlage der GASP;

- die Aufnahme der deutsch-französischen Flexibilisierungsinitiative in den Ver-
trag, verbunden mit zahlreichen Auflagen zur Sicherung des einheitlichen insti-
tutionellen Rahmens (eine Forderung der kleineren Staaten, die von der Bun-
desregierung voll getragen wurde), wenn auch nicht für den Bereich der GASP;

- das aus Sicht der Länder wichtige Protokoll zum Subsidiaritätsprinzip (Veran-
kerung der Notwendigkeitsklausel neben der „Besser-Klausel"), die Klärung
der Eigenständigkeit des Ausschusses der Regionen (dessen Aufwertung hinge-
gen nur von Deutschland vertreten worden war);

- die Bindung der Union an die Schranken der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (wenn auch kein Grundrechtskatalog, wie er vom Bundestag debattiert
worden war) sowie die Möglichkeit zur Sanktionierung von Grundrechtsverlet-
zungen.
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Der Großteil dieser Bilanz steht zugleich für grundlegende Übereinstimmung der
Bundestagsparteien; im Bereich der Sicherheitspolitik signalisierte die SPD Kon-
sens bis hin zum Programm einer europäischen Satellitenaufklärung. Unterschied-
liche Bewertungen zwischen Regierung und Opposition begleiteten dagegen das in
Amsterdam vereinbarte Beschäftigungskapitel - ein fester Punkt im Forderungska-
talog der SPD seit 1996. Nach dem Regierungswechsel in Großbritannien und dem
Wahlsieg Jospins in Frankreich waren die Erwartungen der Opposition auf europäi-
sche Schützenhilfe höher gespannt. Im Ergebnis hat die Bundesregierung ihre Prä-
ferenzen wahren können: Wenn schon eigene Bestimmungen zur Beschäftigungs-
politik nicht zu verhindern war, so sollte zumindest sichergestellt sein, daß damit
keine neue Rechtsgrundlage mit Zuständigkeiten für die Kommission und Ausga-
beermächtigungen für europäische Programme geschaffen wurde.

Das Ringen um Währungsunion und Stabilitätspakt

Den Stoff für den anhaltenden und grundsätzlichen Disput um die Wirtschafts- und
Währungsunion in Deutschland lieferte die fiskalische Datenlage. Nachdem die
Defizitkriterien 1996 verfehlt wurden, ließen sich auch die positiven Erwartungen
des Finanzministers, 1997 die Kriterien einhalten zu können, angesichts der
schlechten Beschäftigungslage, Steuermindereinnahmen und Mehraufwendungen
im Sozialbereich nicht einlösen. Außerordentliche Einnahmen schienen neben
Steuererhöhungen, die koalitionspolitisch schwierig und deshalb für 1997 ausge-
schlossen wurden, der einzige Weg, die Bürde der notwendigen Einsparungen
erträglicher zu gestalten. Auf solchem Boden wachsen die Talente „kreativer Buch-
führung" - noch 1996 im Fall Frankreichs ironisch gegeißelt: Mit dem Versuch,
die an sich rechtlich einwandfreie Neubewertung der Goldreserven der Bundes-
bank möglichst umgehend schuldenmindernd zu buchen, begab sich der Finanzmi-
nister in Konflikt mit der Bundesbank, dessen öffentliche Aufnahme („Maingold")
das Vorhaben zu Fall bringen mußte. Die Liquidierung anderer Reserven weckte
weniger öffentlichen Argwohn, obgleich auch sie nicht im Sinne des ursprüngli-
chen Konvergenzkonzeptes liegen - etwa die geplante Übertragung von Telekom-
Aktien des Bundes an die Kreditanstalt für Wiederaufbau oder der beschleunigte
Verkauf bundeseigener Liegenschaften. Ob sich in der Bilanz des Jahres die im
Vertrag nicht ausdrücklich verlangte Punktlandung ergibt und ob die Gesamtver-
schuldung im Rahmen der Maastrichter Kriterien zu halten sein wird, ist noch nicht
sicher.

Unter solchen Voraussetzungen überrascht nicht, daß die seit dem Vertragsschluß
von Maastricht geführte ordnungspolitische Debatte um Sinn, Nutzen und Zeit-
punkt der Währungsunion 1996/97 unvermindert anhielt. Der Richtungsstreit läßt
sich in seinen Dimensionen exemplarisch an der einschlägigen Berichterstattung
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung veranschaulichen: Während der Wirtschafts-
teil lange Zeit das Forum der ökonomisch begründeten Skepsis bildete, dominieren
heute die politisch-kulturellen Warnungen und Verdikte im Feuilleton - in zuwei-
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len scharfem Kontrast zu der außen- und europapolitisch begründeten Unterstüt-
zung, die das Projekt in den Kommentaren des politischen Teiles der Zeitung
genießt. In der breiteren Debatte fand nahezu jedes Argument doppelte Verwen-
dung, als Beleg für wie gegen den Euro, für eine Aufgabe beziehungsweise Ver-
schiebung des gesamten Programmes wie als Indiz für seine vertragsgemäße Ver-
wirklichung. Der von einer Reihe von Experten, darunter der frühere Bundesbank-
präsident Schlesinger,4 geäußerte Auffassung, den Kriterien fehle die volle ökono-
mische Plausibilität, begegneten andere, wie der bayerische Ministerpräsident Stoi-
ber,5 mit der scharfen Forderung nach ihrer unbedingten Einhaltung in punktge-
nauer Form. Dem Hinweis, eine Währungsunion mache nur Sinn unter Mitwir-
kung Frankreichs, entnehmen Kritiker wie Arnulf Baring die Hoffnung, Frankreich
könne, wie 1954 die Europäische Verteidigungsgemeinschaft, den Euro scheitern
lassen.6 Auch die in europäischen Intellektuellenzirkeln - namentlich in Frank-
reich - härter werdende Debatte um eine deutsche Hegemonie über Europa durch
das Mittel der „Idee Tietmeyer" wurde in Deutschland doppelt rezipiert: von den
einen als Warnzeichen gegen die politischen Fehlwirkungen übergroßer Punktge-
nauigkeit, von den anderen als Beleg für die Richtigkeit jener Befürchtungen, die
den Euro als Instrument der Kollektivierung deutscher Stärke durch Deutschlands
weniger stabilitäts- als machtbewußte Nachbarn sahen. In ihren schärfsten Tönen
unterstellt die Kritik der Bundesregierung eine „Erfüllungspolitik", etwa wenn
Rudolf Augstein schreibt: „Bei Helmut Kohl weiß man, daß er ohne Rücksicht auf
Verluste alles absegnet, was unter dem Stichwort Europa daherkommt."7 Joschka
Fischer hat die hinter solchen Verdikten liegenden Ängste so benannt: „Die Befür-
worter einer vollständigen europäischen Integration - und demnach auch ich -
hoffen auf diesen von der Währungsunion und dem Euro ausgelösten Integrations-
zwang Europas. Ihre Gegner wiederum fürchten nichts so sehr wie genau diesen
Zwang zur völligen politischen Integration."8

Die tiefe Ablehnung vermochte bisher auch der Hinweis des Bundespräsiden-
ten, und vieler anderer in seiner Folge, auf die politischen Konsequenzen der Nicht-
realisierung beziehungsweise auf die hohen wirtschaftlichen Kosten eines Schei-
terns des Konzeptes nicht aufzuheben. So bleibt der Bundesregierung, die die
Währungsunion für notwendig hält, nur die formelhafte Wiederholung ihrer Grund-
position, wenn sie einen möglichst großen Handlungsspielraum in die Entschei-
dungsphase des Frühjahres 1998 hinüberretten will. Trotz einiger semantischer
Übungen aus dem Finanzministerium über die Rangfolge von Konvergenzleistung
und Zeitplan gilt deshalb die Aussage des Bundeskanzlers: „Diese starke Europäi-
sche Union, die wir wollen, wäre unvollständig ohne eine stabile gemeinsame
Währung; deshalb wollen wir den Euro - und zwar gemäß den bestehenden Verträ-
gen, das heißt bei strikter Einhaltung der Stabilitätskriterien und des Zeitplans."9

Damit gilt zumindest für Deutschland die Selbstbindung an eine enge Auslegung
der Kriterien. Solange das Programm selbst auf Vorbehalte und Unsicherheiten in
der Bevölkerung trifft, die auch durch die für gut 16 Mio. DM lancierte Informati-
onskampagne von Bundesregierung, Europäischem Parlament und Europäischer
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Kommission nicht wesentlich beeinflußt werden dürfte, solange wird die Macht-
konkurrenz der Innenpolitik auf die Einhaltung dieser Bindung achten. Weil sich
bislang demoskopisch aus der WWU-Debatte kein klarer Trend gegen die Koali-
tion ableiten läßt, kommen die Wachrufe aus beiden Lagern und dort von denen,
deren Popularität ihr schärfstes Argument bildet - wie bei Edmund Stoiber und
Gerhard Schröder.

In diesem spannungsgeladenen Kontext stand der deutsche Vorschlag eines Sta-
bilitätspaktes. Er war gedacht als Instrument der Vergewisserung der Dauerhaftig-
keit der Konvergenzkriterien und damit als politisch nutzbares Argument gegen die
Zweifel an der Stabilität des Euro, wenn nicht sogar an der Lauterkeit der Politik
der EU-Partner außerhalb der bestehenden Quasi-Währungsunion, dem DM-
Block.10 1996/97 nahm der Pakt seine letzten und schwierigen Hürden. Nachdem
die Finanzminister im September 1996 grundsätzlichen Konsens erzielt hatten, der
auch eine „Quasi-Automatik" der Sanktionen (Tietmeyer) umfaßte, verabschiede-
ten die Staats- und Regierungschefs zum Jahresende in Dublin einen Pakt, in dem
zwar die Rezessionsbedingungen, die ein Abweichen von den Stabilitätszielen
rechtfertigen konnten, wie von Deutschland gewünscht präzise definiert wurden,
doch statt eines mechanischen Sanktionsinstrumentes, wie es Edmund Stoiber wie-
derholt angemahnt hatte, enthielt der Pakt eine Selbstverpflichtung der künftigen
WWU-Teilnehmer, sich bei übermäßigen Defiziten einem mehrstufigen Entschei-
dungsverfahren mit Sanktionsfolge zu unterwerfen.

Gravierender als diese Abweichung vom Sollmodell Waigels wirkte dagegen
die französische Positionsveränderung, die im Nachgang zum Dubliner Gipfel die
Einsetzung eines Stabilitätsrates forderte - als politisches Gegengewicht zur
monetären Steuerungsrolle der Europäischen Zentralbank. Als förmliche Einrich-
tung hätte ein solcher Rat dem Ziel Waigels, in Deutschland „das Vertrauen der
Bürger in den Euro zu stärken", entgegengewirkt - gouvernement economique hat
hierzulande einen dirigistischen Anklang. Mit dem im März 1997 gefundenen
Kompromiß eines informellen Gremiums, der nach dem Wahlsieg der Sozialisten
nur kurz erneut mit Fragezeichen versehen wurde, war die Vereinbarkeit des Pak-
tes mit der deutschen Interessenlage wiederhergestellt.

Agenda 2000 - Osterweiterung und deutscher Finanzbeitrag

Wirkungen zeigten die Euro-Debatte und die konvergenzbedingten Haushaltseng-
pässe in der deutschen Europapolitik auch im Blick auf die Erweiterung und die
mit ihr verbundenen Reformbereiche. Dabei stand die Frage nach der Erweite-
rungsstrategie eher im Hintergrund. Dem Bundeskanzler wird allgemein die Präfe-
renz für eine Konzentration auf eine rasche Integration einer kleinen Gruppe (Polen,
Tschechische Republik, Ungarn) zugerechnet. Im Auswärtigen Amt, wo der diplo-
matische Druck aus Südosteuropa wie aus dem Baltikum und aus Skandinavien
naturgemäß stärker wirkt, wurde intensiv über verschiedene Strategieansätze debat-
tiert. Im Sommer 1997 scheint diese Auseinandersetzung zugunsten einer „Prozeß-
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Strategie" geklärt, die über die sogenannte „photo opportunity" einer Eröffnungs-
konferenz hinaus nach Wegen sucht, den Prozeß der Aufnahme von Verhandlungen
bis zum Beitritt so zu gestalten, daß Beitrittsfähigkeit auch dann zum Beitritt führt,
wenn ein Land - wie Estland - einer scheinbar „späteren" Gruppe angehört. Im
zurückliegenden Jahr hat die Handelsentwicklung einmal mehr die besondere Rolle
der mittelosteuropäischen Märkte für Deutschland bewiesen - ihre Öffnung war,
wie ein hoher Beamter des Auswärtigen Dienstes einmal bemerkte, ein Geschenk
der Geschichte zur Bewahrung der Wettbewerbsfähigkeit. Ein Nettoarbeitsplatz-
transfer findet demnach bisher nicht statt und die Ausweitung des Handelsvolu-
mens ist beachtlich. 1996 wuchsen die deutschen Ausfuhren in die Region um 17%
und lagen damit erstmals vor dem Export in die Vereinigten Staaten.11 Bis zur Jahr-
tausendwende erwartet Otto Wolff von Amerongen eine Verdopplung des Volu-
mens; zugleich wird die Region für Direktinvestitionen attraktiver. 1995 entfielen
bereits 9% der Auslandsinvestitionen auf Mittel- und Osteuropa.12 Vor der Auf-
nahme von Verhandlungen wird so eine deutsche Präferenz erkennbar für eine
Osterweiterung um „drei plus X", das heißt für eine baldige Integration auch Est-
lands und Sloweniens.

Eine eindeutige deutsche Linie zur Reform der Agrar- und Strukturpolitik ist
dagegen derzeit nicht erkennbar. In beiden Bereichen liegen neue innenpolitische
Risiken: In der Agrarpolitik droht bei weiterem Abbau von Quoten, Schwellen und
Preisstützungen - was in der Konsequenz der bisherigen Entwicklung läge - neue
Fehde mit den Bauern; das sicher zwischen ost- und westdeutschen Landwirten
strittige Konzept des bayerischen Agrarministers Bocklet ist bisher nicht zum Aus-
gang einer bundesweiten Reformdebatte geworden. Im Bereich der Strukturpolitik
wirkt der Subventionsstreit mit Brüssel nach, der insbesondere im Fall der EG-ver-
tragswidrigen Auszahlung von Beihilfen an VW durch die sächsische Regierung
grundsätzliche Dimension erreichte - der Dissens eskalierte zum Legitimations-
konflikt zwischen europäischer und regionaler Ebene.13

Erste Vorschläge des Staatssekretärs im Bundesfinanzministerium, Jürgen Stark,
deuten die Richtung der Bonner Präferenzen in der Reform der Strukturpolitik
an:14 eine Konzentration auf die bedürftigsten Regionen, eine Senkung der Förder-
beteiligungssätze von 75% beziehungsweise 85% (Kohäsionsfonds) auf 50% sowie
eine stärkere Nutzung des Instrumentes der Kreditfinanzierung durch die Europäi-
sche Investitionsbank. Teil des Konzeptes ist auch, die Beitragsobergrenze bei
1,27% des EU-BSP festzuschreiben und erweiterungsbedingte Mehrlasten zunächst
durch die erwarteten Budgetzuwächse durch wirtschaftliches Wachstum zu finan-
zieren, darüber hinaus erforderliche Mittel dagegen aus Einsparungen in den Lei-
stungsbereichen der EU-Politik zu ziehen.

Alle Zahlenspiele in dieser Richtung sind 1997 unmittelbar mit dem Thema des
deutschen Nettobeitrages zur EU verbunden. Heute gilt die disproportionale Netto-
last Deutschlands unter allen Parteien als zu hoch, Konsens besteht auch darüber,
daß ihr rapides Wachstum Ergebnis eines ungerechten Einnahmesystemes der EU
sei. Zwar verhalten sich die deutschen Bruttobeiträge mit zirka 30% ungefähr pro-
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portional zur Wirtschaftsleistung, doch ist die Bundesrepublik der mit Abstand
größte Nettozahler: 1995 betrug der deutsche Bruttobeitrag 41 Mrd. DM, wovon
jedoch nur 15 Mrd. DM wieder direkt nach Deutschland zurückflössen.15 Legt man
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung zugrunde, wie es die Länder-
finanzminister in ihren Berechnungen getan haben, so ergibt sich, daß Deutschland
zwischen 1991 und 1994 jährlich durchschnittlich 12,7 Mrd. DM „zuviel" nach
Brüssel überwiesen hat.16 Ziel deutscher Europapolitik, folgerten die Ministerprä-
sidenten, müsse die Rückführung der Nettolast von über 60% auf gut 30% aller
Nettozahlungen sein. Dies könnte in Form eines Rabattes geschehen, über den
Großbritannien etwa zwei Drittel seines Beitrages zurückerhält. Sinnvoller wäre
aus deutscher Sicht sicher, trotz der innenpolitischen Blockaden, auf eine konse-
quente Reform der Ausgabepolitiken der EU zu setzen: Sinken die Agrarausgaben
- Brügger Experten haben bezogen auf 1994 in einer Vollkostenrechnung für
Deutschland einen Nettoverlust von 8 Mrd. DM im Agrarbereich ermittelt17 - so
sinkt auch der deutsche Nettobeitrag; überdies entfiele der Grund für den briti-
schen Beitragsrabatt. Ihre Grenzen findet die deutsche Sparpolitik in der Erweite-
rung, deren Kosten wichtigen deutschen Interessen entsprechen. Die Deutschen
werden wohl auch künftig per Saldo nicht weniger zahlen; ihnen ist vielmehr daran
gelegen, die anderen wohlhabenden EU-Staaten proportional stärker zu verpflich-
ten.

Ausblick: Deutschland und Frankreich im großen Europa

Gemeinsamkeit und Kompromiß, wie sie sich in der Rückschau auf die Regie-
rungskonferenz und den Stabilitätspakt finden, waren 1996/97 ein schwieriges Gut
in den deutsch-französischen Beziehungen. Die Euro-Debatte steht womöglich als
Indiz für eine sich abzeichnende Lagerbildung in der erweiterten großen Europäi-
schen Union, in der Deutschland auf sich und seine Nachbarn im Osten setzt,
während Frankreich in die Rolle des Prinzipals für den europäischen Südwesten
gerät und dazu noch den (auch von Deutschland im Grunde gewollten) Gestal-
tungsanspruch der Europäer in ihrem weltpolitisch so sensiblen regionalen Umfeld
vertritt. Konzeptioneller Dissens besteht fort in der bilateralen sicherheitspoliti-
schen Zusammenarbeit - von der Frage, wie eine Strukturreform der NATO am
sinnvollsten mit den USA zu verhandeln sei, bis hin zu den Prioritäten in der
Rüstungsbeschaffung und der Zukunft einer europäischen Satellitenaufklärung.
Der gemeinsame Nenner, der die Unterschiede in Stil und Konzept überdeckt, sei
es in der EU, in Sicherheitsfragen oder in der Besetzung der Führung der künfti-
gen Zentralbank, liegt eindeutig im politischen Willen der Regierenden in Paris
und Bonn. Gemeinsam handeln zu wollen ist mithin die Triebfeder eines Verhält-
nisses, das trotz vielfacher Annäherung in Wirtschaft und Gesellschaft von kultu-
reller und politischer Differenz geprägt bleibt, exemplarisch ablesbar in der Flexi-
bilisierungsinitiative, in der beide Seiten die unterschiedlichen Positionen über
Kernbildung beziehungsweise konzentrische Kreise überbrückten, oder in dem in
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Nürnberg verabschiedeten Sicherheits- und Verteidigungskonzept, das die Diffe-
renzen in Lage, Struktur und Strategie der Sicherheitsvorsorge politisch zu glätten
suchte.18 Der Motor stottert, das haben bilaterale Konsultationen wie die in Poitiers
gezeigt, wenn neben Dissens in Sachfragen politisch-psychologisches Unbehagen
an den Kräfteverhältnissen, am Gleichgewicht durchschlägt. „Europa ist nur nach
dem deutschen Modell zu verwirklichen. Das hat Frankreich blind zugelassen, ja
gewünscht, mit einseitigen Zugeständnissen... Frankreich weiß keinen anderen
Weg mehr, während Deutschland schon wieder seinen Marsch nach Mitteleuropa
angetreten hat und zugleich an seiner Achse mit Amerika festhält", begründet Max
Gallo stellvertretend für das Grundgefühl vieler Intellektueller sein bitteres Plä-
doyer für einen „klaren und kritischen Blick" auf die deutsch-französischen Bezie-
hungen.19 Auf diese Befindlichkeiten hat die deutsche Frankreichpolitik noch keine
passende Antwort gefunden - die Bilanz von über 100 bilateralen Begegnungen
1996, darunter acht Treffen zwischen Kohl und Chirac, zehn Treffen der Außenmi-
nister, gemeinsamen Seminaren und Botschafterkonferenzen sowie der Dauerdia-
log der Staatssekretäre und Arbeitsgruppen schlägt nicht bis zu den Intellektuellen,
die auch Meinung machen, durch. Auch in Deutschland zeigen sich Risse im tradi-
tionellen deutsch-französischen Credo; in der Rückgabe des Hegemonialvorwurfes
etwa, auch in der These von der Natürlichkeit der Rückkehr zur Staatenwelt der
europäischen Nationen,20 oder im demoskopischen Befund für die unter 30jährigen
Deutschen, von denen 75% die Existenz besonderer Beziehungen zwischen
Deutschland und Frankreich für einen Mythos halten.21 „Die Deutschen werden
Reiter sein", folgert Richard Burt, in Umkehrung einer alten deutsch-französischen
Metapher, aus dem Konstellationswandel in Europa.22 Das Vokabular dieser Debat-
ten signalisiert Handlungsbedarf. Eine Option ist die europäische, ist vertiefte Inte-
gration. Sie ist nach Lage der Dinge nicht ohne die Währungsunion zu haben und
könnte von einer bilateralen Vertiefung zwischen Deutschland und Frankreich pro-
fitieren - in diese Richtung weisen die wiederkehrenden Vorschläge für eine
Erneuerung des Elysee-Vertrages.23 Die andere Option wäre die Rückkehr zur alten
Idee des europäischen Gleichgewichtes: Die Nationen driften erneut auseinander;
und weil dies ein historischer Prozeß sei, meint Emmanuel Todd, stehe die Rück-
kehr zu einem Europa der Nationen für pragmatische Politik.24 Der Unterschied
zum 19. Jahrhundert, in dem das Gleichgewicht den Frieden 50 Jahre lang hielt, ist
nur, daß Europa 1997 nicht mehr den Mittelpunkt von Weltpolitik und Weltwirt-
schaft bildet.
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